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Von Steinbrück kommen nur Sprüche keine Taten
André Tautenhahn · Thursday, September 24th, 2009

Auf den NachDenkSeiten finden sie einen interessanten Beitrag von Albrecht Müller zum
bevorstehenden G20-Gipfel in Pittsburgh und Peer Steinbrücks Verbalattacken auf Großbritannien,
die sich angeblich gegen globale Finanzmarktregeln wehren würden. Einmal mehr präsentiert sich
der Bundesfinanzminister als Sprüche klopfender Vollidiot, der nur ein Ziel verfolgt. Ablenkung
vom eigenen Versagen und vom Nichtstun der Kanzlerin, die ihre zögerliche Haltung immer damit
begründet, dass Regeln für den Finanzmarkt nur international beschlossen und durchgesetzt
werden können. Wer aber genau hinschaut, wird sicherlich feststellen, dass es die Bundesregierung
ist, die gerade jene Vorschläge immer wieder blockiert, die auf Gipfeltreffen eingebracht werden.
Da können sie die Doppelstrategie von Merkel/Steinbrück gut erkennen. National geht nichts, weil
es eben internationaler Regeln bedarf und international geht natürlich auch nichts, weil die
Vorschläge die dort vorgelegt werden, der Bundesregierung nicht zusagen. Deshalb brüllt Peer
Steinbrück auch so laut gegen andere Länder, um in Wirklichkeit zu verhindern, dass sich an dem
Kasinobetrieb irgend etwas ändert.

Dabei gäbe es auf nationaler Ebene genug zu tun. Albrecht Müller hat dazu in seinem Artikel mal
eine Liste von Maßnahmen aufgestellt, die man sofort umsetzen könnte, ohne dass es
internationaler Absprachen bedürfe.

Die Bundesregierung könnte selbst viel tun, hat aber noch nicht einmal die
Förderung des Casinos zurückgenommen

Die Bundesregierung könnte die Zulassung von Hedgefonds zurücknehmen.

Die Bundesregierung könnte und müsste die zum 1.1.2002 eingeführte

Steuerbefreiung der Gewinne beim Verkauf von Unternehmen und

Unternehmensteilen zurücknehmen. Warum tut sie das nicht? Sie wäre auf die

Zustimmung der Briten und anderer Regierungen nicht angewiesen.

Sie könnte Verbriefungen erschweren.

Sie könnte Banken und Bankenteile insolvent gehen lassen und damit die

Belohnung der Spekulation stoppen.

Sie könnte ihre Privatisierungspolitik stoppen und auch die Länder und

Kommunen ermuntern, mit dieser „Fütterung“ der Finanzmärkte aufzuhören.

https://www.taublog.de/
https://www.taublog.de/steinbrueck-kommen-sprueche-taten-7029853
http://www.nachdenkseiten.de/?p=4213
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Wo bleiben die Maßnahmen gegen Steueroasen? Ich meine nicht nur Sprüche.

Sie könnte eine Vermögenssteuer erheben.

Sie könnte die Kapitaleinkünfte wieder so besteuern wie andere Einkommen auch.

Sie könnte eine Wertzuwachssteuer bei Spekulationsgewinnen jeglicher Art

prüfen und nach sorgfältiger Prüfung einführen.

Sie könnte den Spitzensteuersatz wieder erhöhen auf das Niveau von Helmut

Kohls Zeiten: 53 %

Aber was macht man nun wirklich? Man führt Scheindebatten, wie die Begrenzung von
Managergehältern zum Beispiel oder die Forderung nach einer höheren Eigenkapitalsusstattung der
Banken, um als Staat nicht wieder in die Lage zu kommen, von Banken erpresst zu werden. Das
lässt sich dem Wahlvolk gut verkaufen. Das alles aber taugt nicht viel, wenn man gleichzeitig die
Ursachen unbehandelt lässt. Ja von ihnen auch gar nichts weiter wissen will. Hier fehlt es einfach
noch immer an einer erfolgreich durchgeführten Anamnese.

Es gehört zum Beispiel dazu, endlich einmal zu kapieren, dass der Finanzmarkt kein Motor für
Wachstum ist. Es findet dort überhaupt keine Wertschöpfung im volkswirtschaftlichen Sinne statt.
Im Gegenteil: Ressourcen werden durch weit übertriebene Spekulationen unnötig verschwendet.
Die zentrale Aufgabe muss doch sein, gigantische Blasen an den Kapitalmärkten in Zukunft zu
verhindern. Dafür braucht es vor allem nationale Regeln, wie oben von Albrecht Müller
beschrieben. Das Boni-Problem erledigt sich dann von selbst. Das kann man sogar historisch
belegen.

Im sog. Goldenen Zeitalter[1], wie Eric Hobsbawm eine Periode globaler wirtschaftlicher
Prosperität im short century nannte, gab es in der Zeit zwischen 1950 und 1980 keine
Bankenkrisen. Warum? Weil die Boni begenzt waren? Nein. Weil es Regeln gab. In dieser Zeit
durfte einfach nicht gezockt werden. Es gab feste Wechselkurse zurückgehend auf die Ergebnisse
einer Konferenz in Bretten-Woods von 1944. Das Bretton-Woods-System war die Konsequenz aus
der Weltwirtschaftskrise des letzten Jahrhunderts. Es bildete die Grundlage für das hiesige
„Wirtschaftswunder“ – also für Wachstum und den Anspruch auf Wohlstand für alle, wie es
seinerzeit von der CDU im Wahlkampf plakatiert wurde.

Robert von Heusinger schreibt aktuell dazu:

„Damals gab es keine flexiblen Wechselkurse, die vom Herdenverhalten auf den
Märkten abhängig waren. Damals bestimmten Beamte den Kurs. Das war Bretton
Woods. Damals gab es in fast allen Ländern Kapitalverkehrskontrollen.
Grenzüberschreitender Handel und ebensolche Investitionen in die Realwirtschaft
waren genehm. Die Finanzinvestitionen so gut wie verboten. Damals wusste man
auch, dass sich Banken und Wettbewerb nicht vertragen. Deshalb gab es bis in die
80er Jahre von Beamten vorgeschriebene maximale Einlagezinsen und minimale
Kreditzinsen. Die Banken waren eine viel zu riskante Branche, um sie dem Spiel der
freien Märkte auszusetzen.

War das Wachstum in den Jahrzehnten von Bretton Woods gering? Die

http://blog.zeit.de/herdentrieb/2009/09/23/die-kleingeister-von-pittsburgh_1074#
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Arbeitslosigkeit hoch? Weit gefehlt. Selbst kritische Ökonomen wie die
Postkeynesianerin Joan Robinson sprachen damals vom “goldenen Zeitalter”. Und
wer hat uns daraus vertrieben? Der Irrglauben der neoliberalen Revolution!“

Doch wie schafft man es, Investitionen in die Realwirtschaft zu stimulieren und zu verhindern,
dass das Kapital den renditereicheren Weg zum Kapitalmarkt wählt? Mit Steuersenkungen für
Unternehmen? Mit einer Umverteilung von unten nach oben? Mit einer Erhöhung der
Gewinnspanne auf Kosten der Löhne? Diese Formeln sind seit Ende des goldenen Zeitalters immer
wieder angewendet worden und gescheitert. Noch nie sind Arbeitsplätze durch die Senkung von
Unternehmenssteuern entstanden oder durch die fortwährende Kürzung der Sozialabgaben und
damit von Löhnen. Beides aber propagieren Steinbrück und Merkel im Wahlkampf. Noch einmal
Robert von Heusinger:

„Das Dilemma des gegenwärtigen Kapitalismus ist ganz eindeutig der Renditewahn.
Er resultiert aus den Möglichkeiten, die der ungezügelte Finanzmarkt bietet. Warum
sollen Unternehmen investieren und Jobs schaffen, wenn nicht 20 Prozent Rendite
herausspringen? Da sind kleine Zocks am Kapitalmarkt, in Devisen, Rohstoffen oder
Unternehmensbeteiligungen doch deutlich attraktiver.

Erst wenn es den Regierungschefs gelingt, das Kasino so unattraktiv zu machen, dass
Investitionen in der Realwirtschaft der einzige Ausweg bleiben, erst dann haben sie
die wichtigste Lehre der Krise kapiert.“

Eine Steuer auf Transaktionsgeschäfte wäre ein richtiger Weg. Doch verfolgt Steinbrück diesen
auch tatsächlich? Oder benutzt er die populäre Forderung nur, um mit den Briten zu spielen, wie
Albrecht Müller analysiert. Ich fürchte, dass Müller Recht behält. Darum erneut mein Appell.
Gehen sie am Sonntag zur Wahl und nutzen sie ihre beiden Stimmen weise. Lassen sie sich nicht
täuschen.

[1]PS: Buchtipp: Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme – Weltgeschichte des 20.
Jahrhunderts, München 2002, dtv Verlag
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